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14. 
Verfassungsgesetz 

über eine Änderung der Landesverfassung 

 
Der Landtag hat beschlossen: 
 
Die Landesverfassung, LGBl.Nr. 9/1999, in der 

Fassung LGBl.Nr. 33/2001, Nr. 14/2004, Nr. 43/ 
2004, Nr. 34/2007, Nr. 52/2007, Nr. 16/2008, Nr. 
22/2008, Nr. 34/2009, Nr. 2/2012, Nr. 51/2012, Nr. 
60/2012, Nr. 86/2012 und Nr. 89/2012, wird wie 
folgt geändert: 

 
1. Im Art. 1 Abs. 3 wird die Wortfolge „der Gesetz-

gebung und der Verwaltung“ durch die Wort-
folge „der Gesetzgebung, der Verwaltung und 
der Gerichtsbarkeit“ ersetzt. 
 

2. Dem Art. 1 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
„(4) Das Land bekennt sich zur direkten De-

mokratie in Form von Volksbegehren, Volksab-
stimmungen und Volksbefragungen und fördert 
auch andere Formen der partizipativen Demo-
kratie.“ 
 

3. Im Art. 4 wird die Wortfolge „des Landtages 
und der Landesregierung“ durch die Wortfolge 
„des Landtages, der Landesregierung und des 
Landesverwaltungsgerichtes“ ersetzt. 
 

4. Der Art. 51 Abs. 2 lautet: 
„(2) Die folgenden Organe sind in Aus-

übung ihrer Funktion an keine Weisungen ge-
bunden: 
a) der Kinder- und Jugendanwalt,  
b) der Landesehrenzeichenrat, 
c) sonstige Organe, die durch Gesetz weisungs-

frei gestellt sind.“ 
 

5. Nach dem Art. 71 wird folgender IV. Abschnitt 
eingefügt: 

„ IV. Die Gerichtsbarkeit des Landes 

Artikel 71a 
Landesverwaltungsgericht 

(1) Die Verwaltungsgerichtsbarkeit des Lan-
des wird vom Landesverwaltungsgericht ausge-
übt. 

(2) Den Präsidenten, den Vizepräsidenten 
und die sonstigen Richter bestellt die Landesre-
gierung. 

(3) Die Richter sind in Ausübung ihres rich-
terlichen Amtes unabhängig. 

(4) Das Nähere wird durch Gesetz be-
stimmt.“ 
 

6. Der bisherige IV. Abschnitt wird als V. Abschnitt 
bezeichnet. 
 

7. Im Art. 74 Abs. 3 entfällt die Wortfolge „und  
– vorbehaltlich der Überprüfung der Rechtmäßig-
keit von Bescheiden durch die Aufsichtsbehörde 
aufgrund einer Vorstellung – unter Ausschluss 
eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außer-
halb der Gemeinde“. 
 

8. Nach dem Art. 78 wird folgender VI. Abschnitt 
eingefügt: 
 

„VI. Schlussbestimmungen 

Artikel 79  
Inkrafttreten,  

Außerkrafttreten  

(1) Die Änderungen des Art. 1 Abs. 3, des 
Art. 4 und des Art. 74 Abs. 3 sowie die Ein-
fügung des IV. Abschnittes durch LGBl.Nr. 14/ 
2013 treten am 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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(2) Mit Inkrafttreten des Art. 51 Abs. 2 in 
der Fassung LGBl.Nr. 14/2013 treten § 26 Abs. 5 
des Landes-Jugendwohlfahrtsgesetzes, LGBl.Nr. 

46/1991, sowie § 109 Abs. 7 und 10 des Spi-
talgesetzes, LGBl.Nr. 54/2005, in der Fassung 
LGBl.Nr. 67/2008, außer Kraft.“ 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  G a b r i e l e  N u ß b a u m e r  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  

15. 
Gesetz 

über eine Änderung des Land- und Forstarbeitsgesetzes*)  

 
Der Landtag hat beschlossen: 

 
Das Land- und Forstarbeitsgesetz, LGBl.Nr. 

28/1997, in der Fassung LGBl.Nr. 26/2000, Nr. 38/ 
2001, Nr. 22/2003, Nr. 17/2005, Nr. 31/2006, Nr. 
12/2008, Nr. 6/2010, Nr. 1/2011 und Nr. 56/2011, 
wird wie folgt geändert: 
 
1. Im § 4 Abs. 1 werden nach der Wortfolge „Die 

Abschnitte 2, 2a, 6 und 9 sowie“ die Wortfolge 
„die §§ 60a bis 60k des Abschnittes 2b,“ ein-
gefügt und der Ausdruck „60“ durch den Aus-
druck „60l“ ersetzt. 

 
2. Im § 19 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „ge-

wöhnlichem Arbeitsort in“ das Wort „Öster-
reich“ durch das Wort „Vorarlberg“ ersetzt. 

 
3. Im § 19 Abs. 2 entfällt nach der Wortfolge „oh-

ne Sitz in Österreich“ die Wortfolge „für Ar-
beiten, die insgesamt länger als einen Monat 
dauern, im Rahmen einer Arbeitskräfteüberlas-
sung oder“ und nach der Wortfolge „Arbeits-
leistung nach“ wird das Wort „Österreich“ durch 
das Wort „Vorarlberg“ ersetzt. 

 
4. Nach dem § 19 wird folgender § 19a eingefügt: 

 
„Weitere Ansprüche gegen  
ausländische Dienstgeber  

bei Entsendung 
§ 19a 

(1) Ein Dienstnehmer, der von einem Dienst-
geber ohne Sitz in einem Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union, einem Staat, der Vertrags-
partei des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum ist, oder der Schweiz für Ar-
beiten zur Erbringung einer fortgesetzten Ar-
beitsleistung nach Vorarlberg entsandt wird, hat 
unbeschadet des auf das Dienstverhältnis anzu-
wendenden Rechts für die Dauer der Entsen-
dung zwingend Anspruch auf 
a) bezahlten Urlaub nach § 87, sofern das Ur-

laubsausmaß nach den Rechtsvorschriften 
des Heimatstaates geringer ist; nach Beendi-
gung der Entsendung behält dieser Dienst-
nehmer den der Dauer der Entsendung ent-
sprechenden aliquoten Teil der Differenz 
zwischen dem nach österreichischem Recht 
höheren Urlaubsanspruch und dem Urlaubs-
anspruch, der ihm nach den Rechtsvorschrif-
ten des Heimatstaates zusteht;  

b) die Einhaltung der kollektivvertraglich fest-
gelegten Arbeitszeitregelungen. 
(2) Ein Dienstnehmer, der von einem Dienst-

geber mit Sitz in einem anderen Mitgliedsstaat 
der Europäischen Union, einem Staat, der Ver-
tragspartei des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum ist, oder der Schweiz 
zur Erbringung einer fortgesetzten Arbeitsleis-
tung nach Vorarlberg entsandt wird, hat unbe-
schadet des auf das Dienstverhältnis anzuwen-
denden Rechts für die Dauer der Entsendung 
neben den Ansprüchen nach Abs. 1 lit. a und b 
auch zwingend Anspruch auf die Bereithaltung 
der Aufzeichnung im Sinne der Richtlinie 91/ 
533/EWG in Österreich durch den Dienstgeber 
oder den mit der Ausübung des Weisungsrechts 
des Dienstgebers gegenüber den entsandten 
Dienstnehmern Beauftragten.“ 

 
5. Nach dem § 59r wird folgender Abschnitt 2b 

samt Überschrift eingefügt: 
 

 
 
 _________________________________  
*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 96/71/EG. 
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„2b. Abschnitt 

Überlassung von Dienstnehmern 
 

Begriffsbestimmungen 
§ 60 

(1) Eine Überlassung im Sinne dieses Ge-
setzes liegt vor, wenn Dienstnehmer Dritten zur 
Verfügung gestellt werden, um für sie und unter 
deren Kontrolle zu arbeiten. 

(2) Überlasser ist, wer als Dienstgeber 
Dienstnehmer zur Arbeitsleistung an Dritte ver-
pflichtet. 

(3) Beschäftiger ist, wer überlassene Dienst-
nehmer für betriebseigene Aufgaben zur Arbeits-
leistung einsetzt. 

(4) Für die Beurteilung, ob eine Überlassung 
von Dienstnehmern vorliegt, ist der wahre wirt-
schaftliche Gehalt und nicht die äußere Erschei-
nungsform des Sachverhaltes maßgebend. 

(5) Eine Überlassung liegt insbesondere 
auch vor, wenn die Dienstnehmer ihre Arbeits-
leistung im Betrieb des Werkbestellers in Erfül-
lung von Werkverträgen erbringen, aber 
a) kein von den Produkten, Dienstleistungen 

und Zwischenergebnissen des Werkbestel-
lers abweichendes, unterscheidbares und 
dem Werkunternehmer zurechenbares Werk 
herstellen oder an dessen Herstellung mit-
wirken, oder  

b) die Arbeit nicht vorwiegend mit Material 
und Werkzeug des Werkunternehmers leis-
ten, oder  

c) organisatorisch in den Betrieb des Werkbe-
stellers eingegliedert sind und dessen Dienst- 
und Fachaufsicht unterstehen, oder  

d) der Werkunternehmer nicht für den Erfolg 
der Werkleistung haftet. 
(6) Die Vorschriften über die Überlassung 

von Dienstnehmern gelten unbeschadet des auf 
das Dienstverhältnis sonst anzuwendenden 
Rechts auch für Dienstnehmer, die aus einem 
anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union, 
einem Staat, der Vertragspartei des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ist, oder Drittstaaten überlassen werden. Die 
Überlassung von Dienstnehmern aus der Schweiz 
ist wie die Überlassung aus einem Staat, der 
Vertragspartei des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum ist, zu behandeln. 
 

Allgemeines 
§ 60a 

(1) Dienstnehmer dürfen nicht ohne ihre 
ausdrückliche Zustimmung überlassen werden. 

(2) Die Überlassung von Dienstnehmern in 
Betriebe, die von Streik oder Aussperrung be-
troffen sind, ist verboten. 

(3) Ansprüche, die dem überlassenen Dienst-

nehmer nach diesem Abschnitt oder nach ande-
ren zwingenden Rechtsvorschriften zustehen, 
können vertraglich nicht ausgeschlossen wer-
den. 

(4) Vereinbarungen zwischen dem Überlas-
ser und dem Beschäftiger, die der Umgehung 
gesetzlicher Bestimmungen zum Schutz der 
Dienstnehmer dienen, sind verboten. 

 
Zulässigkeit der grenzüber- 
schreitenden Überlassung 

§ 60b 

(1) Die Überlassung von Dienstnehmern 
vom Ausland nach Vorarlberg ist nur zulässig, 
wenn ausnahmsweise eine Bewilligung nach 
Abs. 2 erteilt wurde. 

(2) Die Bewilligung der Überlassung von 
Dienstnehmern vom Ausland nach Vorarlberg 
kann auf Antrag des Beschäftigers erteilt wer-
den, wenn 
a) die Beschäftigung besonders qualifizierter 

Fachkräfte aus arbeitsmarktlichen und volks-
wirtschaftlichen Gründen unumgänglich not-
wendig ist,  

b) diese Dienstnehmer ausschließlich im Wege 
der Überlassung aus dem Ausland verfügbar 
sind und 

c) deren Beschäftigung keine Gefährdung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen inländischer 
Dienstnehmer bewirkt. 
(3) Die Bewilligung nach Abs. 2 darf nicht 

erteilt werden, wenn der Beschäftiger  
a) gegen die Vorschriften betreffend die Über-

lassung von Dienstnehmern verstoßen hat,  
b) unzulässige Arbeitsvermittlung betrieben 

hat oder  
c) Verpflichtungen eines Dienstgebers, die sich 

aus dem Arbeitsrecht einschließlich des Ar-
beitnehmerschutzes oder dem Sozialversiche-
rungsrecht ergeben, erheblich verletzt hat. 
(4) Die Bewilligung nach Abs. 2 ist jeweils 

nur für eine bestimmte Anzahl von Dienstneh-
mern und nur für einen bestimmten Zeitraum zu 
erteilen. 

(5) Die Bewilligung nach Abs. 2 ist zu wi-
derrufen, wenn die für die Erteilung wesentli-
chen Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 

(6) Die Abs. 1 bis 5 sind auf Überlassungen 
aus einem anderen Mitgliedsstaat der Europäi-
schen Union, einem Staat, der Vertragspartei 
des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ist, und der Schweiz nicht anzu-
wenden. 
 

Ansprüche der Dienstnehmer 
§ 60c 

(1) Der überlassene Dienstnehmer hat An-
spruch auf ein angemessenes, ortsübliches Ent-
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gelt, das mindestens einmal monatlich auszu-
zahlen und schriftlich abzurechnen ist. Normen 
der kollektiven Rechtsgestaltung, denen der 
Überlasser unterworfen ist, bleiben unberührt. 
Bei der Beurteilung der Angemessenheit des 
Entgelts ist für die Dauer der Überlassung auf 
das im Beschäftigerbetrieb vergleichbaren 
Dienstnehmern für vergleichbare Tätigkeiten zu 
zahlende kollektivvertragliche oder gesetzlich 
festgelegte Entgelt Bedacht zu nehmen. 

(2) Ist der Dienstnehmer nachweislich zur 
Leistung bereit und kann er nicht oder nur unter 
dem vereinbarten Ausmaß beschäftigt werden, 
gebührt das Entgelt auf Basis der vereinbarten 
Arbeitszeit. 

(3) Während der Überlassung gelten für den 
überlassenen Dienstnehmer auch die im Beschäf-
tigerbetrieb geltenden verbindlichen Bestimmun-
gen allgemeiner Art, die sich auf Aspekte des 
Urlaubs beziehen. 

(4) Die Vergleichbarkeit ist nach der Art der 
Tätigkeit und der Dauer der Beschäftigung im 
Betrieb des Beschäftigers sowie der Qualifika-
tion des Dienstnehmers für diese Tätigkeit zu 
beurteilen. 

(5) Der Beschäftiger hat dem überlassenen 
Dienstnehmer Zugang zu den Wohlfahrtsein-
richtungen und -maßnahmen in seinem Betrieb 
unter den gleichen Bedingungen wie seinen eige-
nen Dienstnehmern zu gewähren, es sei denn, 
sachliche Gründe rechtfertigen eine unterschied-
liche Behandlung. Dazu zählen insbesondere 
Kinderbetreuungseinrichtungen, Gemeinschafts-
verpflegung und Beförderungsmittel. 

(6) Soweit nicht im Überlasserbetrieb und 
im Beschäftigerbetrieb derselbe Kollektivver-
trag zur Anwendung kommt, kann der Kollek-
tivvertrag für Überlassungen durch Dienstge-
ber, die in seinen Geltungsbereich fallen, Aus-
nahmen von Abs. 1 vorsehen, wenn die Über-
lassung des Dienstnehmers in den Beschäftiger-
betrieb eine Woche nicht überschreitet und der 
Dienstnehmer insgesamt nicht mehr als drei 
Wochen im Kalenderjahr überlassen wird. 

 
Weitere Ansprüche bei 

grenzüberschreitender Überlassung 
§ 60d 

(1) Ein Dienstnehmer, der aus dem Ausland 
nach Vorarlberg überlassen wird, hat unbescha-
det des auf das Dienstverhältnis anzuwendenden 
Rechts für die Dauer der Überlassung zwingend 
Anspruch auf bezahlten Urlaub nach § 87, so-
fern das Urlaubsausmaß nach den Rechtsvor-
schriften des Heimatstaates geringer ist. Nach 
Beendigung der Überlassung behält der Dienst-
nehmer den der Dauer der Überlassung entspre-
chenden aliquoten Teil der Differenz zwischen 

dem nach österreichischem Recht höheren Ur-
laubsanspruch und dem Urlaubsanspruch, der 
ihm nach den Rechtsvorschriften des Heimat-
staates zusteht. 

(2) Ein Dienstnehmer, der aus dem Ausland 
nach Vorarlberg überlassen wird, hat unbescha-
det des auf das Dienstverhältnis anzuwendenden 
Rechts für die Dauer der Überlassung zwingend 
Anspruch auf 
a) Entgeltfortzahlung bei Krankheit oder Un-

fall einschließlich der Ansprüche bei Been-
digung des Dienstverhältnisses, bei Feierta-
gen und bei Dienstverhinderung aus sonsti-
gen wichtigen persönlichen Gründen in der 
gültigen Dauer und Höhe, 

b) Beachtung der gültigen Kündigungsfristen 
und Kündigungstermine sowie der Normen 
über den besonderen Kündigungs- und Ent-
lassungsschutz und  

c) Kündigungsentschädigung,  
soweit dies günstiger ist als die Ansprüche nach 
den Rechtsvorschriften des Heimatstaates. 

(3) Ansprüche nach § 60c bleiben unbe-
rührt. 

 
Informationspflichten 

§ 60e 

Soweit die Überlassung nicht unter eine 
Ausnahme durch Kollektivvertrag nach § 60c 
Abs. 6 fällt, hat der Überlasser den Dienstneh-
mer über den im Beschäftigerbetrieb anzuwen-
denden Kollektivvertrag und die Einstufung in 
denselben sowie den Grundgehalt oder -lohn zu 
informieren. 

 
Gleichbehandlung und 
Diskriminierungsverbot 

§ 60f 

(1) Hinsichtlich der Beschäftigung im Betrieb 
des Beschäftigers gilt auch der Beschäftiger als 
Dienstgeber der überlassenen Dienstnehmer im 
Sinne der Gleichbehandlungsvorschriften und 
Diskriminierungsverbote, die für vergleichbare 
Dienstnehmer gelten. 

(2) Der Abs. 1 gilt insbesondere für die Aus-
wahl der überlassenen Dienstnehmer und die 
sonstigen Arbeitsbedingungen, zu denen auch 
die Beendigung einer Überlassung zählt. 

(3) Der Überlasser ist verpflichtet, für ange-
messene Abhilfe zu sorgen, sobald er weiß oder 
wissen muss, dass der Beschäftiger während 
der Dauer der Beschäftigung die Gleichbehand-
lungsvorschriften oder Diskriminierungsverbo-
te nicht einhält. 

(4) Führt eine Diskriminierung zu einer Be-
endigung der Überlassung, so kann eine in die-
sem Zusammenhang erfolgte Beendigung oder 
Nichtverlängerung des Dienstverhältnisses im 
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Sinne des § 9 Abs. 4 des Antidiskriminierungs-
gesetzes angefochten und Schadenersatz gefor-
dert werden, als wäre die Beendigung oder Nicht-
verlängerung des Dienstverhältnisses aufgrund 
der Diskriminierung erfolgt. 

(5) Der Überlasser hat gegen den Beschäfti-
ger Anspruch auf Ersatz aller aus den Abs. 3 
oder 4 resultierenden Aufwendungen. 

 
Meldepflichten 

§ 60g 

(1) Der Überlasser hat die Überlassung von 
Dienstnehmern der zuständigen Bezirkshaupt-
mannschaft zu melden, sobald die Überlassung 
drei Wochen pro Kalenderjahr überschreitet, 
wobei auch die Zeiten nacheinander folgender 
Überlassungen verschiedener Dienstnehmer zu-
sammenzuzählen sind. 

(2) Bei bewilligungsfreier Überlassung von 
Dienstnehmern vom Ausland nach Vorarlberg 
hat der Überlasser die grenzüberschreitende 
Überlassung spätestens eine Woche vor der Ar-
beitsaufnahme in Vorarlberg der zuständigen 
Bezirkshauptmannschaft zu melden. In Kata-
strophenfällen, bei unaufschiebbaren Arbeiten 
und bei kurzfristig zu erledigenden Aufträgen 
ist die Meldung unverzüglich vor Arbeitsauf-
nahme zu erstatten. 

(3) Die Meldung gemäß Abs. 2 hat folgende 
Angaben zu enthalten:  
a) Namen und Anschrift des Überlassers, 
b) Namen und Anschrift des Beschäftigers, 
c) Namen, Geburtsdaten, Sozialversicherungs-

nummern und Staatsangehörigkeit der über-
lassenen Dienstnehmer, 

d) Beginn und voraussichtliche Dauer der Be-
schäftigung beim Beschäftiger, 

e) Höhe des jedem einzelnen Dienstnehmer 
gebührenden Entgelts, 

f) Orte der Beschäftigung, 
g) Art der Tätigkeit und Verwendung der ein-

zelnen Dienstnehmer. 
(4) Sofern dies technisch möglich ist, haben 

die Meldungen elektronisch zu erfolgen. 
 

Untersagung 
§ 60h 

(1) Die Überlassung von Dienstnehmern ist 
von der Bezirkshauptmannschaft zu untersagen, 
wenn der Überlasser seine Verpflichtungen, ins-
besondere gegenüber einem Dienstnehmer, er-
heblich oder wiederholt verletzt hat und trotz 
schriftlicher Androhung der Untersagung neuer-
lich verletzt. 

(2) Die Verträge zwischen dem Überlasser 
und den überlassenen Dienstnehmern werden 
durch die Untersagung der Überlassung von 
Dienstnehmern nicht berührt. Die Untersagung 

bildet jedoch für die überlassenen Dienstneh-
mer binnen drei Monaten ab Kenntnis einen 
wichtigen Grund für einen vorzeitigen Austritt 
im Sinne des § 49. 

 
Zuständigkeit und Verfahren 

§ 60i 

(1) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung 
der grenzüberschreitenden Überlassung von 
Dienstnehmern vom Ausland nach Vorarlberg 
gemäß § 60b Abs. 2 ist bei der zuständigen Be-
zirkshauptmannschaft einzubringen. 

(2) Über diese Anträge sowie über den Wi-
derruf der Bewilligung und über die Untersa-
gung der Überlassung von Dienstnehmern ent-
scheidet die zuständige Bezirkshauptmannschaft 
nach Anhörung der gesetzlichen Interessenver-
tretungen und der kollektivvertragsfähigen Be-
rufsvereinigungen der Dienstgeber und der 
Dienstnehmer sowie im Falle der Untersagung 
der Überlassung von Dienstnehmern überdies 
der zuständigen Land- und Forstwirtschafts-
inspektion. 

 
Überwachung und Auskunftspflicht 

§ 60j 

(1) Die Bezirkshauptmannschaft sowie hin-
sichtlich des Dienstnehmerschutzes die Land- 
und Forstwirtschaftsinspektion sind zuständig, 
die Einhaltung der Vorschriften über die Über-
lassung von Dienstnehmern zu überwachen. 

(2) Die Überlasser und die Beschäftiger von 
Dienstnehmern haben den im Abs. 1 genannten 
zuständigen Behörden auf deren Verlangen 
a) alle für eine Überprüfung erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen, 
b) die hierfür benötigten Unterlagen zur Ein-

sicht vorzulegen und 
c) die Anfertigung vollständiger oder auszugs-

weiser Abschriften oder Ablichtungen der 
Unterlagen zu gestatten. 
(3) Die Überlasser und die Beschäftiger ha-

ben den im Abs. 1 genannten zuständigen Be-
hörden Zutritt zum Betrieb und Einsicht in alle 
die Dienstnehmerüberlassung betreffenden Un-
terlagen zu gewähren. 

 
Amtshilfe 

§ 60k 

(1) Alle Behörden und alle öffentlich-recht-
lichen Körperschaften, insbesondere die gesetz-
lichen Interessenvertretungen der Dienstgeber 
und der Dienstnehmer und die Träger der So-
zialversicherung, haben im Rahmen ihres Wir-
kungsbereiches die Bezirkshauptmannschaft 
und die Land- und Forstwirtschaftsinspektion 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Überlassung von Dienstneh-
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mern zu unterstützen. 
(2) Diese Unterstützung besteht insbeson-

dere auch darin, dass sie den in Abs. 1 genann-
ten zuständigen Behörden folgende Daten über-
mitteln: 
a) den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, 

das Geschlecht, die Staatsbürgerschaft, den 
Beschäftigungsort, die Arbeits- und Ver-
tragsbedingungen sowie die Pensions-, Un-
fall- und Krankenversicherungsdaten der 
überlassenen Dienstnehmer,  

b) den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, 
den Betriebsgegenstand und den Sitz des 
Betriebes des Überlassers und  

c) den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, 
die gesetzliche Interessenvertretung und den 
Sitz des Betriebes des Beschäftigers.“ 

 
6. Der bisherige § 60 wird als § 60l bezeichnet. 
 
7. Im § 74 Abs. 2 letzter Satz wird der Ausdruck 

„§ 60 Abs. 4“ durch den Ausdruck „§ 60l Abs. 4“ 
ersetzt. 

 
8. Nach dem § 75a wird folgender § 75b einge-

fügt: 
 

„Überlassung von Dienstnehmern 
§ 75b 

(1) Für die Dauer der Beschäftigung im Be-
trieb des Beschäftigers gilt der Beschäftiger als 
Dienstgeber im Sinne der Arbeitnehmerschutz-
vorschriften. 

(2) Der Überlasser hat den Beschäftiger auf 
alle für die Einhaltung des persönlichen Arbeits-
schutzes, insbesondere des Arbeitszeitschutzes 
und des besonderen Personenschutzes maßgeb-
lichen Umstände hinzuweisen. 

(3) Während der Überlassung gelten für den 
überlassenen Dienstnehmer die im Beschäfti-
gerbetrieb für vergleichbare Dienstnehmer gül-
tigen gesetzlichen, kollektivvertraglichen sowie 
sonstigen im Beschäftigerbetrieb geltenden ver-
bindlichen Bestimmungen allgemeiner Art, die 
sich auf Aspekte der Arbeitszeit beziehen. 

(4) Für die Dauer der Beschäftigung im Be-
trieb des Beschäftigers obliegen die Fürsorge-
pflichten des Dienstgebers auch dem Beschäfti-
ger. 

(5) Der Überlasser ist verpflichtet, die Über-
lassung unverzüglich zu beenden, sobald er weiß 
oder wissen muss, dass der Beschäftiger trotz 
Aufforderung die Arbeitnehmerschutz- oder die 
Fürsorgepflichten nicht einhält.“ 

 
9. Der § 89 Abs. 5 letzter Satz lautet: 

„Diese Frist verlängert sich bei Inanspruchnah-
me einer Karenz gemäß den §§ 35, 38, 124 und 
124d um den Zeitraum der Karenz.“ 

10. Im § 96 wird der Ausdruck „§§ 96a bis 113e“ 
durch den Ausdruck „§§ 96a bis 113g“ ersetzt. 

 
11. Im § 100 Abs. 4 wird der Ausdruck „§ 101“ 

durch den Ausdruck „§ 60“ ersetzt. 
 
12. Im § 101 werden die bisherigen Abs. 1 bis 3 

durch folgenden Abs. 1 ersetzt: 
„(1) Beschäftiger sind verpflichtet, vor der 

Überlassung sowie vor jeder Änderung der Ver-
wendung von Dienstnehmern 
a) die Überlasser über die für die Tätigkeit er-

forderliche Eignung und die erforderlichen 
Fachkenntnisse sowie über die besonderen 
Merkmale des zu besetzenden Arbeitsplat-
zes nachweislich schriftlich zu informieren,  

b) sie über die für den zu besetzenden Arbeits-
platz oder die vorgesehene Tätigkeit erfor-
derliche gesundheitliche Eignung nachweis-
lich schriftlich zu informieren,  

c) den Überlassern die für den zu besetzenden 
Arbeitsplatz oder die vorgesehene Tätigkeit 
relevanten Sicherheits- und Gesundheits-
schutzdokumente nachweislich zu übermit-
teln und sie von jeder Änderung in Kenntnis 
zu setzen.“ 

 
13. Im § 101 werden die bisherigen Abs. 4 und 5 

als Abs. 2 und 3 bezeichnet. 
 
14. Im nunmehrigen § 101 Abs. 2 werden nach dem 

Wort „Überlassung“ die Wortfolge „sowie jede 
Änderung der Überlassung“ und nach dem Wort 
„Folgeuntersuchungen“ die Wortfolge „nach-
weislich schriftlich“ eingefügt. 

 
15. Dem § 101 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Die Pflichten nach Abs. 1 bis 3 können 
entfallen, wenn es sich um die auch im Überlas-
serbetrieb ausgeübte Tätigkeit handelt, keine 
unterschiedlichen Gefahren zu erwarten sind 
und die Überlassung eine Woche nicht über-
schreitet.“ 

 
16. Dem § 149 Abs. 6 wird folgender Satz ange-

fügt: 
„Wenn der Lehrling während der Lehrzeit oder 
der Behaltepflicht erstmals zur Facharbeiterprü-
fung antritt, hat der Lehrberechtigte dem Lehr-
ling die Kosten der Prüfungstaxe zu ersetzen.“ 

 
17. Dem § 149 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

„(8) Der Lehrberechtigte hat die Eltern bzw. 
sonstige Erziehungsberechtigte des Lehrlings 
und im Fall der lit. c auch den Lehrling selbst 
zu verständigen 
a) von wichtigen Vorkommnissen, die die Aus-

bildung eines minderjährigen Lehrlings be-
treffen; 
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b) ehestens von einer Erkrankung eines min-

derjährigen, in die Hausgemeinschaft des 
Lehrberechtigten aufgenommenen Lehrlings; 

c) schriftlich vom Eintritt der Endigung des 
Lehrverhältnisses.“ 

 
18. Im § 222 Abs. 1 wird nach der Z. 1a folgende 

Z. 1b eingefügt: 
„1b. Grundsätze der betrieblichen Beschäftigung 

von Dienstnehmern, die im Rahmen einer 
Überlassung tätig sind;“ 

 
19. Dem § 224 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Der Betriebsrat ist vor der beabsichtig-
ten Aufnahme der Beschäftigung von überlas-
senen Dienstnehmern zu informieren; auf Ver-
langen ist eine Beratung durchzuführen. Von 
der Aufnahme einer solchen Beschäftigung ist 
der Betriebsrat unverzüglich in Kenntnis zu set-
zen. Auf Verlangen ist ihm mitzuteilen, welche 
Vereinbarungen hinsichtlich des zeitlichen Ar-
beitseinsatzes der überlassenen Dienstnehmer 
und hinsichtlich der Vergütung für die Überlas-
sung mit dem Überlasser getroffen wurden. Die 
§§ 213 bis 216b sind sinngemäß anzuwenden.“ 

 
20. Im § 295 Abs. 3 wird der Ausdruck „§ 60“ durch 

den Ausdruck „§ 60l“ ersetzt. 
 
21. Der § 299 Abs. 1 lautet: 

„(1) Soweit in diesem Gesetz auf Bundes-
gesetze verwiesen wird, sind diese in folgenden 
Fassungen anzuwenden: 
1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, 

BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 100/2002, 

2. Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. 
Nr. 194, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 111/2010, 

3. Exekutionsordnung – EO, RGBl. Nr. 79/ 
1896, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 111/2010, 

4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – 
ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

5. Einkommensteuergesetz 1988 – EStG 1988, 
BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz – BSVG, 
BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz – 
GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS 
Nr. 946/1811, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 58/2010, 

9. Zivilprozessordnung – ZPO, RGBl. Nr. 113/ 

1895, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 111/2010, 

10. Allgemeines Pensionsgesetz (APG), BGBl. I 
Nr. 142/2004, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz – ASGG, 
BGBl. Nr. 104/1985, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

12. Spaltungsgesetz – SpaltG, BGBl. Nr. 304/ 
1996, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 58/2010, 

13. Wehrgesetz 2001 – WG 2001, BGBl. I Nr. 
146/2001, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 111/2010, 

14. Zivildienstgesetz 1986 – ZDG, BGBl. Nr. 
679/1986, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 111/2010, 

15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), 
BGBl. Nr. 609/1977, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 2/2011, 

16. Arbeitsmarktförderungsgesetz – AMFG, 
BGBl. Nr. 31/1969, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 12/2009, 

17. Kinderbetreuungsgeldgesetz (KBGG), BGBl. I 
Nr. 103/2001, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 116/2009, 

18. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständi-
genvorsorgegesetz – BMSVG, BGBl. I Nr. 
100/2002, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 92/2010, 

19. Investmentfondsgesetz – InvFG 1993, BGBl. 
Nr. 532/1993, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

20. Pensionskassengesetz – PKG, BGBl. Nr. 
281/1990, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 58/2010, 

21. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/ 
1961, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 74/2009, 

22. Schulunterrichtsgesetz – SchUG, BGBl. Nr. 
472/1986, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 52/2010, 

23. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/ 
1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 44/2010, 

24. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 4/2010, 

25. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz – EZA-
G, BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003, 

26. Chemikaliengesetz 1996 – ChemG 1996, 
BGBl. I Nr. 53/1997, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2009, 

27. Pflanzenschutzmittelgesetz 1997, BGBl. I 
Nr. 60/1997, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 86/2009, 

28. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 – AWG 2002, 
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BGBl. I Nr. 102/2002, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 115/2009, 

29. Biozid-Produkte-Gesetz (BiozidG), BGBl. I 
Nr. 105/2000, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 151/2004, 

30. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG, 
BGBl. Nr. 450/1994, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 147/2006, 

31. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
58/2010, 

32. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 58/2010, 

33. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 – APSG, 
BGBl. Nr. 683/1991, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 56/2005, 

34. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98/1965, in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
111/2010, 

35. GmbH-Gesetz – GmbHG, RGBl. Nr. 58/ 
1906, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 111/2010, 

36. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/ 
1974, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 111/2010, 

37. Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. Nr. 219/ 
1897, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 111/2010, 

38. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 104/2006, 
39. Versicherungsaufsichtsgesetz, BGBl. Nr. 

569/1978, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 107/2010,  

40. Arbeitsmarktservicegesetz (AMSG), BGBl. 
Nr. 313/1994, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 111/2010.“ 

 
22. Im § 300 Abs. 1a wird der Ausdruck „§ 93“ 

durch den Ausdruck „§ 130 Abs. 5“ ersetzt. 
 

23. Im § 300 werden nach dem Abs. 2 folgende 
Abs. 2a und 2b eingefügt: 

„(2a) Sofern die Tat nicht den Tatbestand 
einer in die Zuständigkeit der ordentlichen Ge-
richte fallenden strafbaren Handlung bildet oder 
nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen 
mit strengerer Strafe bedroht ist, sind Übertre-
tungen 
a) der §§ 60a Abs. 2 bis 4, 60b sowie 60h mit 

einer Geldstrafe von 1.000 Euro bis zu 5.000 
Euro, im Wiederholungsfall von 2.000 Euro 
bis zu 10.000 Euro, 

b) des § 60g Abs. 2 mit einer Geldstrafe von 
500 Euro bis zu 5.000 Euro, im Wiederho-
lungsfall von 1.000 Euro bis zu 10.000 Euro, 

c) der §§ 60e, 60g Abs. 1 sowie 60j Abs. 2 und 3 
mit einer Geldstrafe bis zu 1.000 Euro, im 
Wiederholungsfall von 500 Euro bis zu 2.000 
Euro, 

von der Bezirkshauptmannschaft zu bestrafen. 
Bei der Bemessung der Höhe der Geldstrafe ist 
insbesondere auf den durch die Überlassung er-
zielten Ertrag oder sonstigen wirtschaftlichen 
Vorteil Bedacht zu nehmen. 

(2b) Bei grenzüberschreitender Überlassung 
gelten Verwaltungsübertretungen nach Abs. 2a 
als in jenem Sprengel der Bezirkshauptmann-
schaft begangen, in dem der Arbeits(Einsatz)ort 
der nach Vorarlberg überlassenen Dienstnehmer 
liegt, bei wechselnden Arbeits(Einsatz)orten am 
Ort der Kontrolle.“ 

 
24. Im § 306 Abs. 6 wird die Wortfolge „ist nur bis 

zum Ablauf von zehn Jahren nach dem 1. Jänner 
2003 zulässig, und nur unter folgenden Voraus-
setzungen“ durch die Wortfolge „ist nur unter 
folgenden Voraussetzungen zulässig“ ersetzt. 

 
25. Der § 311 Abs. 4 entfällt. 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  G a b r i e l e  N u ß b a u m e r  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  
 


